
Vorabentscheidungsersuchen des Juzgado Contencioso- 
Administrativo de Barcelona (Spanien), eingereicht am 21. 
Januar 2013 — France Telecom España, SA/Diputación de 

Barcelona 

(Rechtssache C-25/13) 

(2013/C 108/31) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Vorlegendes Gericht 

Juzgado Contencioso-Administrativo de Barcelona 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: France Telecom España, SA 

Beklagte: Diputación de Barcelona 

Vorlagefragen 

1. Gilt die Beschränkung der Anwendbarkeit der Entgelte im 
Sinne von Art. 13 der Genehmigungsrichtlinie ( 1 ) auf die 
Inhaber von Telekommunikationsnetzen in der Art und 
Weise, wie sie im Urteil des Gerichtshofs der Europäischen 
Union vom 12. Juli 2012 ( 2 ) zum Ausdruck kommt, auch 
für jede andere Vergütung oder Gegenleistung, die der In­
haber öffentlichen und privaten Grundbesitzes als Gegenleis­
tung für die Installation von Telekommunikationsnetzen auf 
seinen Grundstücken, seinem Eigentum oder seinen Ressour­
cen erhält? 

2. Sind diese Gegenleistungen und ihre Schuldner nach inner­
staatlichem Recht zu bestimmen? 

( 1 ) Richtlinie 2002/20/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 7. März 2002 über die Genehmigung elektronischer Kommuni­
kationsnetze und -dienste (Genehmigungsrichtlinie) (ABl. L 108, 
S. 21). 

( 2 ) Vgl. Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) in den verbundenen 
Rechtssachen C-55/11, C-57/11 und C-58/11, noch nicht in der 
amtlichen Sammlung veröffentlicht. 

Vorabentscheidungsersuchen des Administrativen sad 
Sofia-grad (Bulgarien), eingereicht am 21. Januar 2013 — 
Global Trans Lodzhistik ООD/Nachalnik na Mitnitsa 

Stolichna 

(Rechtssache C-29/13) 

(2013/C 108/32) 

Verfahrenssprache: Bulgarisch 

Vorlegendes Gericht 

Administrativen sad Sofia-grad 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin des Ausgangsverfahrens: Global Trans Lodzhistik ООD 

Beklagter des Ausgangsverfahrens: Nachalnik na Mitnitsa Stolichna 

Vorlagefragen 

1. Folgt aus Art. 243 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
2913/92 ( 1 ) des Rates vom 12. Oktober 1992 zur Fest­
legung des Zollkodex der Gemeinschaften, wenn er in Ver­
bindung mit Art. 245 dieser Verordnung sowie den Grund­
sätzen des Rechts auf Verteidigung und der Rechtskraft aus­
gelegt wird, dass er eine nationale Regelung wie die nach 
Art. 220 und Art. 211a des Zakon za mitnitsite (Zollgesetz) 
zulässt, wonach mehr als eine Entscheidung einer Zollbehör­
de, mit der eine zusätzliche Zollschuld zum Zweck ihrer 
späteren Erhebung festgesetzt wird, anfechtbar ist, und 
zwar auch, wenn unter den Umständen des Ausgangsver­
fahrens eine endgültige Entscheidung im Sinne von Art. 
181a Abs. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 ( 2 ) der 
Kommission vom 2. Juli 1993 mit Durchführungsvorschrif­
ten zu der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 zur Festsetzung 
dieser Zollschuld erlassen werden könnte? 

2. Ist Art. 243 Abs. 2 der Verordnung Nr. 2913/92 über die 
Einlegung eines Rechtsbehelfs dahin auszulegen, dass er 
nicht vorsieht, dass eine endgültige Entscheidung im Sinne 
von Art. 181a Abs. 2 der Verordnung Nr. 2454/93 zu­
nächst im Verwaltungsweg angefochten werden muss, damit 
ein Gerichtsverfahren zulässig ist? 

3. Ist Art. 181a Abs. 2 der Verordnung Nr. 2454/93 unter den 
Umständen des Ausgangsverfahrens dahin auszulegen, dass, 
wenn das in dieser Vorschrift vorgesehene Verfahren hin­
sichtlich der Rechte auf Anhörung und auf Erhebung von 
Einwänden nicht eingehalten wurde, die unter Verstoß gegen 
diese Regeln erlassene Entscheidung der Zollbehörde keine 
endgültige Entscheidung im Sinne der genannten Vorschrift 
ist, sondern nur Teil des Verfahrens zum Erlass der endgül­
tigen Entscheidung? Ist andernfalls diese Vorschrift unter 
den Umständen des Ausgangsverfahrens dahin auszulegen, 
dass die unter Begehung der genannten Verfahrensfehler 
erlassene Entscheidung direkt der gerichtlichen Kontrolle 
unterliegt und das Gericht die dagegen erhobene Klage in 
der Sache entscheiden muss? 

4. Ist Art. 181a Abs. 2 der Verordnung unter den Umständen 
des Ausgangsverfahrens und angesichts des Grundsatzes der 
Gesetzmäßigkeit dahin auszulegen, dass, wenn das in dieser 
Vorschrift vorgesehene Verfahren hinsichtlich der Rechte auf 
Anhörung und auf Erhebung von Einwänden nicht einge­
halten wurde, die unter Verstoß gegen diese Regeln erlassene 
Entscheidung der Zollbehörde wegen eines wesentlichen 
Verfahrensfehlers nichtig ist, der der Verletzung einer we­
sentlichen Formvorschrift gleichkommt, deren Nichtbeach­
tung unabhängig von den konkreten Folgen der Verletzung
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